Schule und Elternrecht by Wenderoth, Gerhard
Gerhard Wenderoth 
Schule und Elternrecht 
Die nachstehenden Ausführungen erhebe11 keinen Anspruch attf Voll-
ständigkeit. Sie sprechen grundsätzliche Fragen und akttielle Tatbe-
stände an. 
1. 
Ebenso wie das Beamtenverhältnis gilt Schule als der typische Fall ei-
nes ,,besonderen Gewaltverhältnisses''. Während das Beamtenverhält-
nis seit 1949 eine klare, sich stänclig ergänzende Normgebung (Art. 33 
Abs. 5 GG, Gesetze, Rechtsverordnt1ngen) erfuhr und durch eine Fülle 
verfassungs- und verwalttingsgerichtlicher Entscheidungen hinsicht-
lich der Rechte und Pflichten bis ins einzelne rechtsstaatlich ausgestal-
tet wurde, blieb die Schule von dieser Entwicklung weitgehend unbe-
rührt. Schule galt weithin als clas Reic.h der Pädagogen ...... ~. neuerdi11gs 
auch der Soziologen, Politologen u11d Psychologen. 
In dem Maße, in dem nichtpädagogische Einflüsse, politische oder gar 
parteipolitische Vorstellu11gen also, gezielt im Bereich der Schule zu 
wirken begannen, stellte sich allerdings auch die Frage nach dem 
,,Recht''. Das geschah n1it zeitlicher Verzögerung; den11 die Träger des 
Rechts, vornehmlich die Eltern, mußten erst begreifen -- z. T. sind sie 
heute erst dabei -, daß durch bloße Maßnahmen auf der Ministerial-
und Verwaltungsebene die Schule organisatorisch und unterrichtsin-
haltlich umgestaltet wurde und noch wird. Gesamtschule, Rahmen-
richtlinien, Gesellschaftslehre sind solche Tatbestände, die inzwischen 
Reizworte geworden sind. 
Es ist kein Zufall, daß erst am 6. 12. 1972 das Bundesverfassungsgericht 
im sogen. Förderstufenurteil 1 erstmals grundsätzliche Ausführungen 
zum Verhältnis Schule -- Elternrecht gemacht hat. Es ist kein Zufall, 
daß erst im September 1976 sich der 51. Deutsche Juristentag mit Grund-
satzfragen des Schul- und Elternrechts beschäftigt hat. Und es ist sicher 
auch kein Zufall, daß gegenläufig vor einer ,,Verrechtlichung'' der 
Schule gewarnt wird 2 • 
Indes kann es nicht zweifelhaft sein, daß die Verrechtlichung des Schul-
wesens fortschreiten wird. In einem Rechtsstaat kann und darf sich ein 
so weiter Bereich öffentlicher Verwaltung, wie ihn Schule nun einmal 
darstellt, einer Ausgestaltung nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 21 
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nicht verschließen. Dabei muß man sich vergegenwärtigen, daß der 
Staat durch seine Bean1te11, nämlich die Lehrer, ständig in den Erzie-
hu11gsprozeß der Eltern S()Wie in den Entwicklungsprozeß der Schüler 
eingreift. Das ist kein Vorwt1rf, vor allem nicht gegen die Lehrer; es ist 
die nüchterne 13escl1reibung ei11es objektiven Tatbestandes. 
111 der Festlegting der beiderseitige11 Rechte und Pflichten wird deshalb 
das ,,bes<)ndere Gewaltverhältnis'' Scl1ule dieselbe .t\usgestaltt1ng durch 
Normsetzu11g und Rechtsprecl1ung erfah1·e11 müssen, wie dies beim Be-
amtenverhältnis längst als selbstverständlich angesehen wird. 
II. 
Die schulreforn1erischen Bemühungen der letzten Jahre haben den An-
schein entstehen 111sse11, als habe der Staat :i im Schulwesen allein zu 
bestimmen. Dieser Schein trügt; die Rechtslage sieht anders aus. 
Unser freiheitlicher Rechtsstaat hat die Erziehung der Kinder in erster 
Linie in die Hand der Eltern gegel)en. r~s ist notwendig, sich den Wort-
lat1t unsert:~r Verfassung immer wieder zu vergegenwärtigen. Art. 6 
Abs. 2 Satz 1 GG lautet: 
,,Pflege urid Erziehurig der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern 
und die zutJörder.<;t ihnen obliegende Pflicht.'' 
Dem Staat kommt lediglich ei11 Wächteramt zu. Prof. F. Ossenbühl hat 
in ei11em jüngst erschienene11 Artikel in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitt1ng ,,Erst die Eltern, dann der Staat'' 1 den Vorra11g des elterlichen 
Erziehungsrechtes verfassu11gsrechtlich und -geschichtlich begründet. 
U. a. hat er darauf hingewiesen, daß der verfassungsrechtliche Primat 
des elterlichen Erziehungsrechtes eine eindeutige Grundwertentschei-
dung des Grundgesetzes zugunsten der Eltern und eine bewußte Abkehr 
von gegenteiligen Vorstellungen der Weimarer Verfassung darstellt. 
Auch die Hessische Verfassung weist in Art. 55 ,,die Erziehung der Ju-
gend zu Gemeinsinn und zu leiblicher, geistiger und seelischer Tüchtig-
keit'' vorrangig als ,,Recht und Pflicht der Eltern'' aus. 
Um dies in voller Tragweite zu begreifen, ist es notwendig, sich in die 
Lage des Verfassungsgebers (Hessische Verfassung 1946, Grundgesetz 
1949) hineinzuversetzen. Der Verfassungsgeber stand unter dem unmit-
telbaren Eindruck der Katastrophe von 1945 und der vorangegangenen 
NS-Zeit, in welcher der Staat in umfassender Weise die Erziehung der 
Jugend beeinflußt und als sein alleiniges Monopol betrachtet hatte. Es 
gibt Beispiele, da.ß im Einzelfalle Schüler zur Bespitzelung ihrer Eltern 
mehr oder weniger unverhohlen aufgefordert wurden. Jeder totalitäre 
Staat wird - auch heute ~~ um der Sicherung seiner zukünftigen Exi-
stenz willen die Erziehung der Jugend primär an sich reißen und dem-
entsprechend den Einfluß der Eltern zurückdrängen. 
In diesem Zusammenhang wird mit Erschrecken deutlich, welche Ge-
fahrlichkeit den hessischen Rahmenrichtlinien für ,,Gesellschaftslehre'' 
(der ersten Fassung) innewohnte, in denen der Konflikt gegen die El-
tern, gegen die Gesellschaft, gegen diesen den1okratischen Staat 10- bis 
15jährigen Schülern beigebracht werden sollte 5 . Es ist zwar verdienst-
voll, aber dennoch wenig beruhigend, wenn Politiker der Regierungsko-
alition sich heute rühmen, für die Zurückziehung dieser Rahmenrichtli-
nien wegen ihrer Verfassungswidrigkeit gesorgt zu haben -·- weiß doch 
andererseits niemand zt1 sagen, in wie vielen Köpfen von Schülern und 
jungen Lehrern sie bereits Schaden angerichtet haben. Auch ein demo-
kratischer Staat ist offenbar eo ipso nicht davor gefeit, daß der Staat 
selbst durch seine Unterrichtsinhalte das Erziehungsrecht der Eltern de 
facto in Frage stellt. 
Das Grundgesetz und die Hessische Verfassung haben jedenfalls eine 
diametral entgegengesetzte Grundwertentscheidung getroffen und dem 
freien Bürger das Recht t1nd die Pflicht der Erziehung seiner Kinder in 
die Hand gegeben. Das gilt uneingeschränkt für den t1orschulischen Be-
reich. Eine zwangsweise vorschulische Erziehung oder z.B. ein Pflicht-
Kindergarten wären daher verfassungswidrig. 
Im Bereich der Schule kann allerdings das elterliche Erziehungsrecht 
aus naheliegenden Gründen 6 nicht allein wirksam werden, jedenfalls 
dann nicht, wenn die Aufgabe der Schule nicht nur in der Wissensver-
mittlt1ng liegt, sondern auch erzieherische Funktionen umfaßt 7 • Dem-
entsprechend hat das Bundesverfassungsgericht im bereits zitierten 
Förderstufenurteil das Erziehungsrecht der Eltern und den staatlichen 
Erziehungsauftrag als gleicl1.berecl1tigt nebeneinander stehend qualifi-
ziert; keines der beiden sei dem anderen über- oder untergeordnet. 
Das Bundesverfassungsgericht, a.a.O. 8 , geht von einem notwendigen 
Zusammenwirken zwischen Eltern und Staat aus. Das ist zu bejahen, 
setzt aber eine weitgehende Ubereinstimmung im Grundsätzlichen vor-
aus. Das wiederum erfordert einen toleranten Staat9 , der seine Vorstel-
lungen im Bereich von Schule und Kultur nicht an knappen parlamen-
tarischen Mehrheitsverhältnissen, sonder11 an einem breiten Grundkon-
sens im Volke ausrichtet, der über die Parteigrenzen hinwegreicht 10• 
Dem früheren hessischen Ministerpräsidenten Georg-August Zinn wird 
das Wort zugeschrieben: Schul- und Kulturpolitik dürfe nicht nach dem 
Programm einer Partei, sondern müsse nach den Vorstellungen breite-
ster Bevölkerungsschichten betrieben werden. Es ist kein Zufall, daß 
nach dem Abtreten Zinns Schulpolitik in Hessen nicht mehr nach diesen 
Grundsätzen der Toleranz, sondern nach den politischen Zielvorstellun-
gen einer (knappen) politischen Mehrheit betrieben wurde. 23 
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Scl1ulpolitik, (iie nach den1 f>1·ogran1n1 einer politischen Meh1·heit von ··~·· 
theoretisc~h 50, 1 ° n lJetriebc~n wi1·d, wird sic:h in1 Z\veifel ar1 den Wert-
vorstell ttngen der 1V1incit~rheit, die the<Jretisch ·· ··· 49,9~10 betriigt, sto-
ßen. J)as ist ir1 mel1rf11c·ht.~1· Hi11sic·l1t t1nzuträglich und langfristig gese-
hen fi.ir r!t.'n den1okr;1tischen St1111t sogar gef'ährlich. Es wird dies 
zwangsläufig zur Fc)lgt~ h11bt•r1. cl;1ß in1 p11rlame11tarische11 Wechselspiel 
theort~tisc:h ;1lll~ vic~r ,J 11hre eine f<Jrtwähre11de A11derung in de11 
c;rundpcisitionen dc~s Schul\Vl~sens ei11tritt. E1·ziehung aber erfordert 
Kci11tint1itiit, l1estär1digl~s r\t1f11;1ue11 11t1f dt::m bisher E1·reichten, nicht 
dessen g1·u11clsiitzlicht:~s lnf'r<tgE~stl~llen. I)ie jl~weilige Minderheit der El-
tern kön11te bei scJ!c'.}1en ext1·emer1 Wec~l1st~l11 die öffer1tlic~he Sc~hule r1it:ht 
mel11· als 11uc·h il1re Scht1le 1111st:~l1e11. [)ie öffer1tliche Schule k()n11te ihre 
f'unkticJ11 11ls Sc~ht1IE~ f\.ir ;1Jle Kir1dt•r <zller Bürger nicl1t nlehr Wfthrneh-
r11en. 
l);1s stüncle im (}egt•ns11tz zu eiern (;ebc1t der TcJler11nz als einem Gru11d-
wert u11st'rE~r Vt~rf'asst111g 11 . I)er 51. l)eutsche ,Juristentag hat cliesem 
Toleranzgebot t~i11mütig im I3eschlt1ß II. 8 f'olgenden Ausdruck verlie-
l1er11~: 
Bei der· (;estaltur1{? der [,(~/1ri11lzalte mii.'J.'ien auc}1 im Itahme11 von parla-
rrzentl1ri.'>che11 1'1eh1·}1eit.'>er1tscheidurz{?en. die Prir1zipien der Offen.hl~it und 
Pluralität beacl1tet, derz (lrurzdrec·l1ter1 der l3etr<)ffenerz Raun1 gegeben 
ur1d iri.5be.<;orzdere derz .<;r1ziale11, JJ<>liti.<;c·h.erz Lirzd religii')sen. Minderheiten 
eirze Char1ce zur Wl1l1 rrzel1nzun.g il1rer E11(faltun.{?srecl1te in dt:~r i5ffentli-
cl1en Schule bela.<;serz l~Jerllen. 
l)as I3undesverfassungsgericht hat an clie Toleranz des Staates wie folgt 
appelliert 1 ': 
,,Gerade umstrittene S(:hulrefc>rmen sollten in einem freiheitlicheri. .9taat 
lVen.iger mit .<;taatlic}zeri Zu1angsmittelrz durc·hgesetzt, als 1Jielmehr unter 
···········soweit wie möglich ·······freiwilliger Beteiligur1f? der Betroffenen vorange-
trieben werden.'' 
Was aber geschieht, wenn der Staat die gebotene Toleranz nicht walten 
läßt und das notwendige Zusanimenwirken von Schule und Elternhaus 
nicht erreichbar ist, wenn st,att Kooperation die Konfrontation von sei-
ten des Staates bzw. der die Regierung tragenden Kräfte betrieben wird? 
Mit Ossenbühl wird man sagen müssen 14 : 
,,Die,c;e Frage kann unter der (;eltung des Grundgesetzes nicht ariders als 
im Sinne eines Vorrange,<; des elterlichen Erziehungsrechtes gegenüber 
dem staatlichen Erziehungsanspruch beantwortet werden.'' 
Der Weg, der den Eltern in diesem Falle offen bleibt, ist der zu den 
Verwaltungs- und Verfassungsgerichten, mag er auch beschwerlich und 
langwierig sein. Fhn nicht zu gehen, hieße jedoch, daß die offenen Streit-
fragen durch die Praxis gegen die Eltern entschieden würden und der 
gefahrliche Grundsatz der ,,normativen Kraft des Faktischen'' zur Gel-
tung käme. 
III. 
Die hessische Schulreform der letzten Jahre hat wiederholt den verfas-
sungsrechtlichen Grundwert der Toleranz und das verfassungsrechtlich 
verankerte Elternrecht verletzt. Das gilt nicht nur für die bereits zitier-
ten Rahmenrichtlinien ,,Gesellschaftslehre'' (1. Fassung). Weitere Bei-
spiele mögen dies belegen: 
1. In dem bereits mehrfach zitierten Förderstufenurteil 1' hat das Bun-
desverfassungsgeric'.ht festgestellt, daß das Elternrecht nach § 6 Abs. 2 
Satz 1 GG die freie Wahl der Eltern zwischen de11 vom Staat zur Verfü-
gung gestellten Schulformen ei11schließe. Der frühere § 5 Abs. 2 Satz 2 
Hess. SchulpflichtG wurcle insoweit für verfassungswidrig erklärt, als 
er es Eltern untersagte (und Zuwiderhandlungen als Ordnungswidrig-
keiten sanktionierte), ihre Ki11der außerhalb des Schulbezirkes, i11 dem 
die obligatorische Förderstufe eingeführt war, in weiterführende Schu-
len zu schicken. 
Die Förderstufe als solche wurde als hinnehmbar und zumutbar angese-
hen. Ob dies angesichts neuerer empirischer Untersuchungen 16 aufrecht 
erhalten werden kann, ist jedoch zu bezweifeln. Danach ist die Lei-
stungsförderung nicht besser als im traditionellen System, andererseits 
aber eine ,,Bremswirkt1ng'' für die begabten Schüler gegeben. Nach Os-
senbühl 17 hat aber auch der begabtere Schüler einen Anspruch auf diffe-
renzierende Erziehung. Seine Schlußfolgerung, daß die undifferenzierte 
(=integrierte) Gesamtschule verfassungswidrig sei, muß deshalb auch 
für die undifferenzierte Förderstufe hessischer Prägung gelten. Der fal-
sche Reformansatz der hessischen Förderstufe liegt u. a. in der Uberbe-
tonung der intellektuell-wissenschaftlichen Fähigkeiten und der Ver-
nachlässigung praktisch-manueller, technischer und musischer Bega-
bungen 18 • Das führt einerseits im intellektuellen Bereich zur Nivellie-
rung, andererseits zur Frustration und Mutlosigkeit praktisch begabter 
Hauptschüler 19 • Diese Schulreform ist also ausgesprochen unsozial. Ih-
re nochmalige verfassungsrichterliche Uberprüfung erscheint geboten. 
2. In einer Reihe verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen mußte El-
tern die Ausübung ihres Wahlrechts hinsichtlich der für ihre Kinder 
gewünschten weiterführenden Schulen erst durch Richterspruch gesi-
chert werden 20 • Die Schulverwaltung hatte versucht, diesen Weg zu 
versperren, indem sie Schüler von den gewünschten Gymnasien in Ge-
samtschulen umzudirigieren trachtete ein zweifelsfreier Verstoß ge-
gen das verfassungsmäßig verankerte Elternrecht. 25 
26 
:3. In dic•sen Zusammenl1<1ng gehört at1ch die Ci1·un(ls<1tzentscl1eidung des 
Hess. Verw<1ltungsgerichtshofes übe1· clen Begriff dt:~s ,,a11swärtige11 '' 
Schüle1·s i. S. dE~s § 2 J\bs. ;3 Schulve1·waltungsgest_~tz (Scl1 V(}). Nach die-
ser Regelung kann die i\uf11f1hme eines <1llSWärtigen s(~hüler·s i11 eine 
weiterfül1rende Scl1ule <1l>gelt~hnt we1-de11, „ we11n (fie .e\11f11:1h111ek1:1pazi-
tät clieser Schule n1:1ch .e\usscl1öpfur1g allE~r zumutl)111·e11 l'vtögliE:l1keiten 
dies nicht zuläßt''. Die Schulverw:1ltur1g zog dt~r1 Kreis c>rtsar1sässiger 
Sc:l1üler z.B. für ein Gymn11siu111 recht t~11g und verwies die ,.11uswärti-
gen ··Schüler in der Regel at1f (}esar11tschul(~r1. 
l)er V(i H "1 h11t entschieden, d;1ß 1:1uswärtiger S<:hült~r 11t1r derjE'r1ige ist, 
der a11ßerl111lb des Bereic:hes des betref'fer1d1:~n S(:hul tr·ägers, d. h. des 
Stadt- oder l,11ndkreises wc)hnt. l)as be<!eutet, d1:1f3 z.13. :1lle i11r1erhalb 
ei11es l,1:1r1dkreises wcJhnender1 Sc:hüler zu dem dclrt vorl111r1c!er1e11 Gym-
nasit11n zugelr1sse11 werden n1Üsst~n. Sir1d n1ehrere Sch11ll~n desselben 
Typs vorhanden, sc> m11f3 clie Behörde ein Verteilungsverf:1l1r(~n entwik-
keln, wenn (lie J\ufnahn1ek11prlzitäten ur1t1::~rs(~hiecllich sir1d. f~s ist nicht 
Sache der Eltern, sich vo11 S(:hule zt1 Scht1le um einen J>latz zu bemühen. 
4. Ei11en llesonderen Erfolg konnte11 Eltern in Groß-G1:~rau ve1-bt1chen. 
Hier sollte clas Prälat-Diehl-Ciymr1asium zugu11sten einer integrierten 
Gesamtscht1le aufgelöst werclen. l)ie ir1tegrierte Gesamtschule gilt gern. 
§ 69 Sch V(} als Schulversu(:h. Der Hess. Ver·waltungsgericl1tshof22 hat 
entschieden, daß 11uf Grund des konkreten Sachverhaltes eir1 öffentli-
ches Bedürf'nis (§ 20 Sch VG) bestehe, das Gyn1nasium weiterzuführen. 
Dies ergebe sich aucl1 aus dem ,,verbrieften Recht'' der Eltern, der1 wei-
terführenden Bildungsweg ihrer Kinder zu besti1nmen. l)ie Frage, ob 
das Gymnasium ei11en Bestandsschutz i. S. des Art. 59 Hess. Verfassung 
genieße, blieb offen. 
5. Uberhaupt nicht zu überschätzende Bedeutung muß der Entschei-
dung des Hess. Verwaltungsgerichtshofes zur Reform der gymnasialen 
Oberstufe 2:1 zugemessen werden. Durch diesen (}erichtsbeschluß wurde 
das Land Hessen verpflichtet, die Oberstufenreform zu stcJppen und 
gymnasialen Oberstufenunterricht im herkömmlichen Sinne, nämlich 
im Klassenverband mit herkömmlichem Fächerkanon (ohne Abwahl-
möglichkeit durch den Schüler) und mit herkömmlicher l,eistungsbe-
wertung zu erteilen. Der Kultusminister hat diesen Richterspruch miß-
achtet -- ein nicht wegzudiskutierender Tatbestand hessischer Schul-
und Verfassungswirklichkeit. Erst ca. zwei Monate später wurde die 
Rechtsgrundlage für dieses -·-- besonders für Schüler - anschauliche 
Verhalten über das Funktionieren, besser: Nichtfunktionieren des 
Rechtsstaates in Form eines Vorschaltgesetzes zur Oberstufenreform 
geschaffen. 
Die Bedeutung dieser Entscheidung liegt vor allen1 darin, daß nach dem 
Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. ;3 GG) und nach dem l)emokratieprin-
zip (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 GG) ,,die wesentlichen Entscheidungen im 
Schulwesen'' durch den Gesetzgeber selbst, nicht aber - wie geschehen 
-- durch die Kultusbürokratie bzw. die Kultusministerkonfe1·enz zu 
treffen seien 24 • Dabei war der sogen. Gesetzesvorbehalt sowohl durch 
die Rechtswissenschaft 2" als auch dt1rch die -- wenn auch spärliche ··--··-·-
Rechtsprechung a11erka11nt 26 • Für Prof. Th. Opperma11n 27 stellte die Re-
form der gymnasialen Oberstufe eines der ,,schlagendsten Beispiele für 
die rechtsstaatliche U nbekümmertl1eit in den Kultusverwaltunge11 
ebenso wie für die häufig noch t1nterentwickelte Sensibilität in den 
Land tagen'' ... dar. 
Der sog. GesetzesV()rbehalt war ein wesentlicher Beratungsgegenstand 
des 51. Deutschen ,Juristentages 28 . Er wird sich auf das gesamte deut-
sche Schulwesen in allen Bu11desländern auswirken. Mit überwältigen-
der Mehrheit hat der 51. Deutsche Juristentag bescl1lossen 29 : 
,, ... Je weseritlicher eine ,5c/1ulische Angelegerzheit ist, um so bestimmter 
muß die riormati11e Aussage des Ge.setzgebers sein.'' 
Es bedarf keiner Prophetie, festzustellen, daß sowohl die Frage der We-
sentlichkeit als aucl1 die der Bestimmtheit der Gesetzes11orm juristiscl1e 
Schwierigkeiten aufwirft und noch häufig die Gerichte beschäftigen 
wird. 
IV. 
Aus der Fülle offener Rechtsprobleme sollen nachstehend nur einige 
Beispiele herausgegriffen werden: 
1. Die eben genannten Fragen der Wesentlichkeit und der Bestimmtheit 
der Gesetzesnorm werden recht bald Aktualität erlangen, nämlich 
durch die Einführung eines ,,§ 1 a Rahmenpläne'' in das Schulverwal-
tungsgesetz (Sch VG). Diese Neuerung sol'l durch ein Änderungsgesetz 
zum Sch VG geschaffen werden 30 • Dem Gesetzentwurf zufolge wird der 
Kultusminister ermächtigt, ,,Rahmenpläne'' zu erlassen. Diese ,,Rah-
menpläne'' sind der Ersatz für das Reizwort ,,Rahmenrichtlinien''. Die 
Rahmenpläne ,,müssen die Lernziele der einzelnen Unterrichtsfächer 
und der Aufgabenfelder und didaktische Grundsätze enthalten''. Ferner 
wird der Kultusminister ermächtigt, die ,,Rahmenpläne'' ,,in geeigneter 
Form'' zu veröffentlichen; ihre Freigabe zur Erprobung oder zu verbind-
lichen Unterrichtsgestaltung hat durch Rechtsverordnung zu erfolgen. 
Dieser§ 1 a des Gesetzentwurfes stellt sich in verschiedener Hinsicht als 
Blankettnorm dar. Weder erfüllt er die rechtsstaatliche Forderung, daß 





tung vorzugeben hat, noch kann ihm die n<)twendige Klarheit und Be-
stimmtheit eines Gesetzes zt1e1·kanr1t werden. Diese Neu1·egelung ent-
hiilt in ihrer derzeitigen Fassung nichts a11de1·es als die fo1·melle und 
pausch11le Ermächtigung des Kultusministers, als ,,R11h1nenplär1e'' das 
ir1 den U nterri<:l1 t hineinzugel)en, was bisher 11n ,,Rahmen1·ichtlir1ien '' 
ol1r1e Zutun des C~esetzgebers erarbeitet worclen ist. 
Es ist vorhe1·zt1seher1, da13 diese B~rmächtigur1gsnorm VC)rr1ehn1lich die 
Vc~rfasst1ngsgeric:hte beschäftigE~n \vi1·d. B~s ist kat1m V<)t·stellbar, daß 
di(~se p11t1S<?h11lc~ u11cl inhl1ltslee1·e E1·n1äc·htigungsnc)1·m I3est11r1d haben 
kann. 
2. 111 1:~i11c~n1 weiteren l)unkte wir·ft <i11s )\ndc~rt1ngsgesetz zur11 Sch VG 
verf11ssur1gsrt~c:htliche (}runds11tzfr11gen 11t1f. I)1:~r berc~its zitierte § 1 a 
sic~l1t nän1lic:h >veiterhin V<)r, d11ß die ,,R11hrnenplär1e'' in der Regel 
.. scht1lstufer1bt~Z<)gen·· (Unterst1·. cl.cl.U.) zt1 E:rl11sst~r1 si11d. 
Schulstufc~11 heißt: f>rim11rstufe = Klasst~ 1 4; St~kt111d11rstuf'e I (ein-
sc:l1ließlicl1 I•'«irdc~rstt1fe) == Kl11sse 5 10; Sekt111d11rstufe II = Klasse 
11 1:3. Sc·hulorga11is11t<)riscl1 l>edet1tet clies, cl11ß a11 clit::~ Stelle~ des verti-
k11l, 1111cl1 Scht1lfc>rmen ({}rundschulc~ H11uptscl1ule Re11lschule 
(}ymn11siun1) gegliederten Sc:l1t1lweser1s ein n11<:h Sc:hulstufe11 hc>rizont11l 
11ufei111111cler 11t1fbauc~ndc's Scht1lsvstc'm tritt. l)essen Wese11skern ist es, 
• 
d:1ß in1 I3ereic:h der Sc~ku11d11rstufe l die (}c•s11n1tsc:l1ule ei11ge1·icl1tet wird, 
clie 11llc~ bishc~rig<:~r1 Scl1t1lf'c)1·n1e11 zu c•iner rtit1r11licl1<:~11, <>rg11nis11torischer1 
t1r1cl pädagc)gischen r:ir1l1eit ZUS<1n1mt~11f':1ßt ll ()(lt•r g:1r ciic~ St'.hulformen 
:1ufl()st und i11t(~griert 11 . In113t•reich d(~r Sekt111cl111·stuft~ II S(>ll dit~ gymna-
si<1le ()l)e1·stt1fl~ 1nit cle111 b(~r·uflichc~n I~ildu11gswesl~t1 verl)u11de11 wer-
den 11 . Im Rc~chtslexikc>n für Schüler, l,el1rt~r. Elterr1 V<)ll l)ietze-Hess-
Nc):1c:k 11 ist clic~se r:ntwic·klt1ng zutreff<:~nd wie fc)lgt l)esc:hrieben: 
,,Na1'h cle11 Zie!i1<Jr.stellltn{;e1i der B11ndesre{;ierun{;, clie .5il·h mit denen 
der sozialden1<>l<rc1ti.c;cl1 {;efiihrter1 I,ä11der deck<'n, .<;<>lle11 die weiterfüliren-
derz Sc·J1ulen in1 Bereic·J1 der Kla.'iser1 5 bi.s J(J in (;e.'ianit.schztlen z~'iam­
nzen.f;<.'f<ißt 11r1d di(~ ft.ynzrza.siale ()bc'rst1Lfe rrzit Teil'''' de.'i berz1flichen: Bil-
dun{;1;u1<?.'ie11.c; in ciie .Sekundar.c;tu.fe II inte{;rie1·t 111erden. I)ie.'ie Vorstelluri-
{;er1 mü.s.serz, f all.5 .5 ie 11eru.•irklil·l1t 11.1erden, z1im Ver.5c·h u1i11den cles ()ym-
na.5i u.ms als ei{;erz.r.;tärzdi{;er Sl·hulfc>rmfiil1ren. '' 
Hierzu ist anzumt~rkt!ll, d:1ß die 1\t1torc:11 noch de11 Mut zur Offenheit 
t1nd W<1hrheit l1atten. l)ie l1eutige Schulpolitik bc~rnüht sic:h, diese Kc>n-
sequenzen ihrl~s H:1nclelns möglichst Zll verschlt~iern. Die I>roblematik 
der (}esamtschule tind ihr·c~ gesellschaftspolitischen Auswirkungen kön-
nen hier 11ur ar1gedeutet werclen. [,ediglic~h sei noch der Hinweis auf 
Brezinka i,, erlaubt: 
,,Die Ge.r.;amtschule i.5t ein ,<;ehr problematiselzer moderner Versuch, die 
alte .<;ozialistische Idee der Einheitsschitle ... zu i•erwirklichen ... '' 
Festzuhalten bleibt, daß als Pendant zu dieser schulorganisatorischen 
Umgestaltung des hessischen Schulwesens, die regional unterschiedlich 
verl1;1ufen ist und durch die Kommunalwahl 1977 auch eine Zäsur erfah-
ren dürfte 36, die Änderung des Sch VG dazu benutzt wird, zentral die 
Umgestaltung der Unterrichtsinhalte in Richtung auf eine stufenbezo-
gene Einheitsschule (Gesamtschule) herbeizuführen. 
Verfassungsrechtlich stellt sich die Frage, ob die aufgezeigte Entwick-
lung zu einer Einheitsschule erlaubt ist. Das ist zu verneinen: Art. 59 
der Hess. Verfassung geht ersichtlich von einem nach Schulformen ge-
gliederten Schulwesen aus. Dort sind (Abs.1) die Grund-, Mittel- und 
höheren Schulen (=Realschulen, Gymnasien) ausdrücklich benannt. 
Von Schulstufen ist keine Rede. In Abs. 2 (a.a.0.) ist der Zugang zu den 
Schulformen der Mittel-( =Real-)schule und höheren Schule ( =Gymna-
sium) allein von der Eignung abhängig gemacht. Der Hess. Verwal-
tungsgerichtshof hat im bereits zitierten Groß-Gerauer Urteil 37 auf die-
se Eignungsvoraussetzungen als wesentlichen Unterschied zwischen 
herkömmlichen Gymnasien und der integrierten Gesamtschule hinge-
wiesen. Konsequenterweise kann dies nur zu der Schlußfolgerung füh-
ren, daß die integrierte Gesamtschule als verpflichtende Schulform für 
alle verfassungswidrig wäre. Ossenbühl :lll vertritt diese Auffassung, und 
Oppermann :.i9 teilt solche verfassungsrechtliche Bedenken. Das Bundes-
verfassungsgericht hat im Oberstufenurteil 10 , allein aus der Sicht des 
Grundgesetzes (Elternrecht-Art. 6 GG) und unter bewußter Außeracht-
lassung der seiner Prüfung entzogenen Hessischen Verfassung, darauf 
hingewiesen, daß eine einzige obligatorische Schulform mit einseitig 
festgelegtem Bildungsziel dem verfassungsrechtlich verankerten Wahl-
recht der Eltern zuwiderlaufe. Zu dem zuvor erörterten Toleranzgedan-
• 
ken besteht ein unauflösbarer Widerspruch. Daraus erfolgt, daß grund-
legende strukturelle Änderungen im Schulwesen, seien sie schulorgani-
satorischer oder unterrichtsinhaltlicher Art, nur durch Verfassungsän-
derungen bewerkstelligt werden können 41 ; andernfalls sind sie verfas-
sungswidrig. 
In Anbetracht dessen muß auch die erklärte politische Zielsetzung der 
hessischen Landesregierung, die integrierte Gesamtschule als die einzi-
ge ,,Schule der Zukunft'' einzuführen, bei den gegebenen politischen 
Kräfteverhältnissen klar und eindeutigJ..,als verfassungswidrig bezeich-
net werden. 
Nichts wesentlich anderes kann aber für die additive Form der Gesamt-
schule gelten. Es ist eine unzulässige Verschleierung, wenn die additive 
Gesamtschule als eine bloß räumliche und organisatorische Zusammen-
fassung herkömmlicher Schulformen deklariert werden. Der entschei- 29 
30 
elende Einstieg zur Integration liegt in dem gesetzlichen rv1erkmal der 
„pädagogischen'' Einheit(§ 8 Sch VG). Die Unbesti111mtheit dieser Rege-
lt1ng (Blankettnorm) verwischt clie Wesensn1erkmale und Unterrichtsin-
halte cler herkömmlichen Sc·hulformen. I)ie ,,Richtlinien für die pädago-
gische Entwicklung der Klassen 7-10 hessischer Ges11n1tschulen nach 
§8 (1) SchV(}" 12 stimme11 teilweise wörtlit~h mit clen Richtlinien für die 
integrierten Gesamtscht1len 11 überein. Sie bezeichnen die t1dditive Ge-
samtschule als Durc:hgangsst::1tion für die lntegr<1tion. Gesamtkonfe-
renz, Persc)nalr11t, Elternbeir:1t, Scl1iilervt~rtretung. Scht1lleitung sind 
einheitlich orga11isiert . .tvtindestens eine Klt1sse des Hat1ptscl1ul-, Real-
schul- t111d Gymnasialzwt:~iges müssen i11 Stt1nclE~nplan t1ncl Unterrichts-
inhalten ,,par;1llel gesch11ltet'' St~in. 2\t1s c;rünclc'n der Pädagogik, 
Gleichbehandlung uncl Organis11tion kann cliE'S abt:~r nic:ht t1uf 11ur je-
weils eine Kl11sse eint~S Sc:ht1ljahrgangt'S l)E!schrä11kt bleiben, sonder11 
mt1ß sich t1t1f alle beziehl,n. i\ll('S i11 allen1: diE• 11dditive Cit~s11mtschule 
entsr)richt der i11tegrierten (}E~samtsc·ht1le zt1 100°~1 x (x =·=variable 
Größe). 
Verfassungsrechtlic:h 11 k11n11 d11h(~r dit~ 11dditivE~ (ic!s11mtschule n:1ch § 8 
SchVC; :1llenfalls gradut~ll, nic:ht 11ber prinzipiell 11nclers })ewertet wer-
clen 11ls die i11tegrit•rt<:• (it'san1tschule. 
:~. l,;1st not least l'ntl1ält der F:ntwurf des .i\r1clE~rt111gsgl~Setzes Zl!Ill Sch vc; 
verf'asst1ngsrechtlichen Sprt•ngstc)ff im§ 1 b. wo11acl1 tl. :1. die selbstäncli-
gen U nterrich~sfäch€'r Gesc~hic:hte, F:rdkt1ndt~ t1ncl Sc)zi11lkt1nde zum ein-
heitlichen U nterricl1tsfac·h ,,(}esellschaftslehre" zus:1mmenzt1fasse11 
sind. Erfreulicherweise h11t sic~l1 die Wissensch11f't deutlich gegen diesen 
pädagogischen Unsinn gewa11clt. Verfassungsrecl1tlich bc,clet1tsam ist 
11ber vor allem Art. 56 .l\lis. 5 Hess. Verf:1ssung; er lt1utet: 
,,[)er (;e.'ichicf1t~'iunter·ric}1t nzuß auf getrt?ue, urzi;er_fäl.c;c:hte Dcirstellung 
der Vergangeriheit gerichtet .'iein. [Jal>ei ,c;lrid iri der1 V<Jrdergrund zu 
.'itellerz die {?roßeri Wohltäter der Men.'ic·hf1eit, die Ent1JJif·kltlng tJori Staat, 
WirtS('haft, Zit•ili.c;;ati<Jtz llnd Ki1ltur, ni<:ht al1er 1',eldherr11, Krie{?e und 
Schlac}zten. Ni(·lzt zu dulde11 .<>ir1d Auffa.'isur1gen, 1l1elc·he die Grundlageri 
de.s demokratischen Staate.<; {?efäh rden. '' 
Die Verfassung spricht also von (;e.'ichicht,c;;unterricht, nicht V<)n Gesell-
schaftslehre. Eine Verfassung rt~gelt nt1r das Notwendigste staatlichen 
Zusammenlebens. Wenn sie jE.!cloch ein einzelnes Unterrichtsfach so aus-
fuhrlich beschreibt, dann heißt das, daß dieses Unterricht.sfach auch als 
selbständiges Fach gelehrt werden muß. M. a. W.: Gesellschaftslehre als 
Zusammenfassung von Geschichte, Erdkunde und Sozialkt1nde ist 
schlichtweg verfassungswidrig. 
V. 
Der Vorsitzende des Landeselternbeirates darf sich über Schule t1nd 
Elternrecht nicht äußern, ohne die Elternmitbestimmung wenigstens zu 
streifen. Auch sie ist verfassungsmäßig verankert (Art.56 Abs.6 Hess. 
Verf.) und stellt ein verfassungsrechtliches Grundrecht dar 45 • 
Zu recht hat Ossenbühl darauf hingewiesen, daß die Elternmitbestim-
mung das (individuelle) Elternrecht nicht ersetzen kann 46 • Elternmitbe-
stimmung ist die kollektive Wahrnehmung von Elternrechten. Der Ver-
fassungsgeber hat ihr im Hinblick auf den geschilderten Erfahrungsho-
rizont der Jahre 1945/46 einen hohen Rang eingeräumt. Das Elternmit-
bestimmungsgesetz ( = EMitbestG) trägt dem nur teilweise Rechnung. 
Fest steht, daß vor allem der J_,andeselternbeirat eine wesentliche Mit-
bestimmu11gsfunktion ausübt. Zum Beispiel Rahmenrichtlinien bzw. 
Rahmenpläne fallen darunter (§ 22 EMitbestG). Dabei kann es keinen 
Unterschied machen, ob solche vom Kultusminister (Exekutive) in 
Form von Erlassen oder Rechtsverordnungen dekretiert werden. 
Schwieriger ist die Frage der Mitbestimmung bei Gesetzen. Hier stehen 
sich die Entscheidungsfreiheit des Parlaments und die Elternmitbestim-
mung als verfassungsrechtliches Grundrecht gegenüber. Sicherlich 
wird das Parlament nicht durch die Elternmitbestimmung gebunden 
werden können. Das Parlament kann aber nicht so tun, als gäbe es 
dieses verfassungsrechtliche Grundrecht nicht. 
Eine andere offene Frage ist die der Konfliktlösung mit der Exekutive. 
Sie ist aktuell geworden bei der E11tscheidung des Landeselternbeirates 
zu den Rahmenrichtlinien Biologie für die Sekundarstufe I. Der Landes-
elternbeirat hatte die erforderliche Zustimmung verweigert 47 • Darauf-
hin wurden die Rahmenrichtlinien vom Kultusminister unverändert zur 
erneuten Beschlußfassung vorgelegt (§ 23 EMitbestG). Der Landesel-
ternbeirat lehnte wiederum, und zwar mit qualifizierter Mehrheit (mehr 
als Zweidrittel seiner Mitglieder) ab 48 • Dennoch hat die Landesregie-
• 
rung die verbindliche Erprobung beschlossen (§ 23 EMitbestG). Aus 
Mitbestimmung wurde ein Uberstimmtwerden. Dem Wesen der Mitbe-
stimmung entspricht dies nicht. Ein Verfassungskonflikt ist auch hier 
vorprogrammiert 49 • 
VI. 
Elternrecht und Elternmitbestimmung sind kein Selbstzweck. Sie die-
nen ausschließlich der Erziehung der Kinder. Zu Recht spricht Ossen-
bühl50 von einem ,,dienenden'' Recht. Das ist die eine Seite. Im Dienen 
liegt aber zugleich die Pflicht zur Behauptung gegenüber einem Staat, 
dem die notwendige Toleranz erst wieder abgerungen werden muß. 31 
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